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Verkündet 
am 1.Oktober 1965 Oecholer, Just.Angest. 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit
Inh. Adolfdor Firma 

MI latz w ,
Klägerin und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt P r o f . f l H H B F  ~
gegen

Hans A Kaufmann, N M M H B P  3pgBHMstraße
Beklagter und Revisionsbeklagter,

- Prozeßbevollmächtigt er: Rechtsanwalt V M B f c  -
hat der Ia-Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 1. Oktober 1963 unter Mitwir­
kung des Senatapräsidenten Dr.Nasteleki und der Bundea- 
richter Dr.Bock, Br.Löscher, Br.Spengler und Schneider
für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil 
des 1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
München vom 7. Juni 1962 wird auf Kosten 
der Klägerin zurttckgewiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand;

Der Beklagte hat ein Verfahren zur Herstellung eines 
nchnellkochenden Reises - in vitaminierter und in unvita- 
minierter Form - entwickelt und durch die Firma E.M(B| AG, 
DjflUHP, zum Patent anmelden lassen. Diese Patentanmel­
dung ist durch Beschluß des Deutschen Patentamts vom 
27. Mai 1959 wegen mangelnder Neuheit und Erfindungshöhe 
zurückgewiesen worden*

Der Beklagte hatte Uber sein Verfahren zunächst einen 
Lizenzvertrag vom 29« August 1957 mit der Firma B 4 H ^ *  
H 4 M ) ,  abgeschlossen. Anschließend kam es am 8.Oktober 
1957 zum Abschluß eines Vertrages zwischen den Parteien, 
der vom Beklagten als Lizenzvertrag, von der Klägerin als 
Rechtskauf angesehen wird. In der Vertragsniederschrift wur­
den ältere Rechte der Firma BtfBBi mehrfach erwähnt. Mitte 
November 1957 suchte der Inhaber der Klägerin gemeinsam mit 
dem Beklagten die Firma B^BBMI in auf, wonach an­
schließend am 22. November 1957 zwischen den Parteien ein 
zweiter Auswertungs-Vertrag abgeschlossen wurde, dessen 
Rechtsnatur unter ihnen ebenso streitig ist.

In den genannten Verträgen hatte sich die Klägerin 
u.a. zur Zahlung von monatlich 1.000 DM an den Beklagten 
bis zu einem Gesamtbetrag von 40.000 DM verpflichtet. Sie 
stellte jedoch ihre monatlichen Zahlungen ab Juni 1958 ein. 
Daraufhin klagte dor Beklagte in einem Vorprozeß zunächst 
die Monatsraten für Juni/Juli 1958 und anschließend die 
weiteren Monatsraten für August/Dezember 1958 ein. Diese 
Ansprüche des Klägers wurden vom Oberlandesgericht 
München in seinem rechtskräftigen Urteil vom 17.März I960 
(6 XJ 1318/59) im wesentlichen (d.h. mit Ausnahme von zwei



- 3 -

Restzahlungen von je 500 DM für die beiden Monate Juni 
und Juli 1958) für unbegründet erkannt, weil als erwiesen 
angesehen wurde, daß der Beklagte gegenüber der Klägerin 
durch mündliche Vereinbarung vom 24. April 1958 auf weite­
re Vergütungen für das Inlandsgeechäft verzichtet habe. 
Jedoch wurde dem Beklagten in diesem Urteil des Oberlan­
desgerichts München ein weiterer Betrag von 5.000 DM als 
vertragliche Vergütung für eine von der Klägerin nach 
Finnland vergebene Unterlizenz zugesprochen.

Während dieser Vorprozeß anhängig war, erhob die Klä­
gerin gegen den Beklagten den Vorwurf, er habe sie beim Ab­
schluß der beiden Auswertungsverträge betrogen, indem er 
ihr verschwiegen habe, daß er der Konkurrenzfirma BflHHBi 
schon vorher das Recht zur Herstellung nicht nur von vita- 
niniertem, sondern auch von unvitaminiertem schnellkochen­
dem Reis eingerHumt hatte. Dieser Vorwurf des Betruges 
wurde erstmals in einem Schreiben der Klägerin vom 19.Mai 
1959 erhoben und später in Form einer Strafanzeige vom 
7. August 1959 a» dio Staatsanwaltschaft Nürnberg wieder­
holt. Die Klägerin überließ ihre Rechte aus den mit dem 
Beklagten abgeschlossenen Auswertungsverträgen durch Ver­
einbarung vom 9* Oktober 1958 einer Firma Müttfe, die 
oodann - ohne Erfolg - den Beklagten auf Übertragung sei­
ner Patentanmeldung an sie verklagte.

Der Beklagte ließ die Auswertungsverträge vom 8. Okto- 
ber/22. November 1957 durch Schreiben seines Anwalts vom 
4. Juni I960 aus wichtigem Grunde kündigen, hilfeweise den 
Rücktritt erklären, wobei als Kündigungs- bzw. Rücktritts- 
gründc unter anderen die Beschuldigung des Betrugs, die 
verheimlichte Transaktion mit MüHBt und die heimliche Ver­
gabe der Finnland-Lizenz genannt wurden.
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Die Klägerin hält die Kündigung aus rechtlichen und 
tatsächlichen Gründen für unwirksam und hat negative Fest­
stellungsklage erhoben, zuletzt mit dem Antrag, festzu­
stellen, daß die vertraglichen Beziehungen zwischen den 
Parteien durch die fristlose Kündigung oder den Rücktritt 
nicht aufgelöst worden seien«

Das Landgericht hat diese Klage durch Urteil vom 
11. Januar 1961 abgewiesen; das Oberlandesgericht hat die 
Berufung der Klägerin durch Urteil vom 7. Juli 1962 zu­
rückgewiesen. Damit verfiel zugleioh ein von der Klägerin 
erst in der Berufungsinstanz verlesener Hilfsantrag der 
Abweisung, mit dem sie die Verurteilung des Beklagten 
zur Zahlung von 10.000 DM nebst Zinsen erstrebt hatte.

Gegen das zuletzt genannte Urteil richtet sich die 
Revision der Klägerin, mit der sie ihre negative Peststel- 
lungsklago nebst Hilfsantrag weiterverfolgt, während der 
Beklagte um Zurückweisung der Revision bittet»

Bntacheidungsgründe;

I. Das Berufungsgericht ist, wie im Ergebnis nicht 
beanstandet werden kann, nicht auf die rechtliche Vorfra­
ge eingegsngen, ob die beiden Verträge vom 8. Oktober und 
22. November 1957 mit dem Dekartellierungsrecht und mit 
§ 21 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen vereinbar 
sind.In § 21 GWB- wird - in sachlicher Obereinstimmung 
mit dem vorher geltenden Dekartellierungsrecht - die 
rechtliche Zulässigkeit von Verträgen betreffend die Über­
lassung oder Benutzung gesetzlich nicht geschützter £r- 
findungsleiotungen, Fabrikationsverfahren, Konstruktionen

<



- 5 -

oder sonstiger die Technik bereichernder Leistungen, so­
weit sie Betriebsgeheimnisse darstellen, an und für sich 
vorausgesetzt. Verträge dieser Art werden nur - in entspre­
chender Anwendung des § 20 GWB - insoweit für unwirksam 
erklärt, als sie dem Erwerber oder Lizenznehmer Beschränkun­
gen auferlegen, die über den schutzföhigen Inhalt des Be­
triebsgeheimnisses hinauagehen.

Gegenstand eines wirksamen Kauf- oder Lizenzvertrages 
können die vorgenannten technischen Leistungen, für die kein 
gewerbliches Schutzrecht besteht, also nur insoweit sein, 
als "sie Betriebsgeheimnisse darstellend. Diese Vorausset­
zung ist nur gegeben, wenn und soweit das Fabrikationsver­
fahren o.ä. bloß einem eng begrenzten Porsonenkreis bekannt, 
also nicht offenkundig ist, wenn es ferner nach dem bekunde­
ten oder doch erkennbaren Willen des Betricbsinhabors geheim- 
gehalten werden soll, und wenn schließlich der Betriebsinha­
ber ein berechtigtes wirtschaftliches Interesse an der Ge­
heimhaltung hat (BGH GEHR 1961, 40, 43 - Wurftaubenpresse). 
Auf der anderen Seite entfällt die Eigenschaft als "Betrieba- 
geheimnis" und damit auch die Möglichkeit, einem Vertrags­
gegner Beschränkungen hinsichtlich der Verwertung des angeb­
lichen Geheimnisses aufzuerlegen, wenn entweder das Fabri­
kat ionsverfahren schon im Zeitpunkt der Lizenzerteilung of­
fenkundig war, oder wenn diese Offenkundigkeit nachträglich 
während der Laufzeit des Vertrages eingetreten ist (vgl.
BGHZ 17, 41 - Kokillenguß; BGH GRUR 1955, 424, 426 - Möbel- 
wachspaste).

Das Berufungsgericht hat, wie vor allem aus Absatz 2 
der Urteilsgründe hervorgeht, in keiner Beziehung Anlaß ge­
sehen, an dem Geheimcharalcter des vom Beklagten entwickelten
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Verfahrens zu zv/eifeln. Dieser nicht näher erörterte Aus­
gangspunkt des Berufungsurteils begegnet keinen rechtli­
chen Bedenken, zumal auch seitens der Parteien, bis in die 
Revisionsinstanz hinein, niemals Einwendungen gegen die 
rechtliche Einstufung als "Geheimverfahren” (so ausdrück­
lich Ziff. I Abs.5 des Vertrages vom 22. November 1957) 
erhoben worden sind.

Bei dieser Sachlage bestand insbesondere auch keine 
Veranlassung, den Rechtsstreit gemäß § 96 Abs.2 GWB von 
Amts wegen auszusetzen. Der erkennende Senat schließt sich 
insov/eit der Rechtsprechung des Kartellsenats an, der in 
BGHZ 30, 186, 194 ausgesprochen hat, daß ein Prozeßge­
richt, welches nicht das gemäß § 87 GWB ausschließlich zu­
ständige Kartellgericht ist, gleichwohl sein eigenes Ver­
fahren aufgrund des § 96 Abs.2 GWB jedenfalls dann nicht 
zur Entscheidung einer nach dem Gesetz gegen Wettbewerbs­
beschränkungen zu beurteilenden Vorfrage auszuaetzen 
braucht, wenn das nach diesem Gesetz zu beurteilende Rechts­
verhältnis zwischen den Parteien in tatsächlicher und 
rechtlicher Beziehung unstreitig ist und das Prozeßgericht 
ln Übereinstimmung damit seinerseits die Sach- und Rechts­
lage für völlig unzweifelhaft hält. So liegen die Dinge 
im vorliegenden Rechtsstreit.

Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts hatte 
der Beklagte sein Verfahren zunächst der Finita B M m  
in und sodann der Klägerin offenbart. Außerdem
war es nach den Akten unstreitig, wenn auch im Berufungs­
urteil nicht ausdrücklich erwähnt, daß auch die Firma 
MüttHt bereits unvitaminierten Minuten-Reis nach einem
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Verfahren Li4HH| erzeugte und vertrieb (vgl. die Pest» 
Stellung in Landgerichtsurteil S. 9). Selbst wenn man mit 
der Revision unterstellt, daß das von L ö M B H  entwickelte 
Verfahren genau mit dem des Beklagten übereinstimmt, so 
würde sich daraus noch nicht die Offenkundigkeit des Ver­
fahrens ergeben. Denn alle drei Hersteller 
kontor, S ^ H B p u n d  MU^p)waren ihrerseits - ganz unab­
hängig von etwaigen Geheimhaltungsklauseln in ihren Aus­
wertungsverträgen - persönlich an einer weiteren Geheim* 
hultung des von ihnen gegen Bezahlung erworbenen Herstel­
lungsverfahrens interessiert. Eine Offenkundigkeit konnte 
daher weder durch die beiden Lizenzvergaben am Amdt-Ver- 
fahren noch durch eine weitere Lizenzvergabe am LÖhnert- 
Vorfahren eintreten. »

Weiterhin verschlügt es nach § 21 GWB nichts für die \ 
Hechtsgültigkeit der Verträge vom 8.Oktober/22.November 1957, 
daß die auf Veranlassung des Beklagten erfolgte Patentan- 1 
meldung später mangels patentrechtlicher Neuheit zurückge­
wiesen worden ist. Denn die Begriffe der Nicht-Neuheit 
im Sinne des § 2 PatG und der Offenkundigkeit im Sinne des 
§ 21 GWB decken sich nicht (vgl. BGH GRtffi 1955, 424, 425 - 
Höbelwachspasto). Im vorliegenden Palle ist die Neuheit 
der Patentanmeldung im Beschluß des Patentamts vom 27.Hai 
1959 ln erster Linie unter Bezugnahme auf eine amerikani- 
sehe Patentschrift 2 696 156 verneint worden. Wie bereits 
der Kartellsenat des Bundesgerichtshofs in seinem Urteil 
vom 16. Oktober 1962 (GRUR 1963, 207, 210 - Kieselsäure) 
dargelegt hat, kann ein Verfahren nicht bereits wegen der 
Existenz eines US-Patento und sonstiger (der Öffentlichkeit 
nicht ohne weiteres zugänglicher) Literaturstellen als ,
offenkundig behandelt werden. Abgesehen davon ergibt sich

I
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aus dem Beschluß des Patentamts vom 27. Mai 1959» daß das 
Verfahren des Beklagten weder durch die erwähnte US-Patent- 
schrift noch durch die ergänzend herangezogene deutoche 
Patentschrift 955 647 in allen Einzelheiten vorv/eggenom- 
men worden ist, so daß die Versagung des Patents in Wirk­
lichkeit mehr aus dem Gesichtspunkt der mangelnden Erfin­
dungshöhe als aus dem der mangelnden Neuheit, im engen Sin­
ne dieses Begriffs, erfolgt ist. Somit bietet auch das 
Schicksal der Patentanmeldung dem Senat keine Veranlassung, 
den nicht einmal von der Revision geleugneten Geheimcharak­
ter des Vertragsgegenstendes von Amts wegen in Präge zu 
stellen und dieserhalb eine Aussetzung des Rechtsstreits 
gemäß § 96 Abs.2 GWB zu beschließen.

II. Nach der Vertragsauslegung des Berufungsgerichts 
hat die Klägerin das Geheimverfahren des Beklagten auf­
grund der beiden Auswertungsverträge vom 8. Oktober und 
22. November 1957 nicht im ganzen, also seinem Bestände 
nach, erworben, sondern es ist ihr daran nur ein Benut­
zungsrecht in Gestalt einer gebietlich und zeitlich begrenz­
ten, ausschließlichen Lizenz eingeräumt worden. Infolge­
dessen sei für die Beurteilung der Rechtsbeziehungen der 
Parteien nicht Kauf-, sondern Pachtrecht anzuwenden. Zur 
Abwicklung des Lizenzvertrages sei eine lang andauernde 
und vertrauensvolle Zusammenarbeit der Parteien erforder­
lich gewesen. Bei einem Dauerachuldverhältnis dieser Art 
□tehc beiden Parteien beim Vorliegen eines v/ichtigen Grun­
des das Recht zur fristlosen Kündigung zu. Von diesem 
Kündigungsrecht habe der Beklagte wirksam Gebrauch gemacht, 
weil die Vertrauenagrundlage durch drei Vorkommnisse, 
von denen jeder allein zur Kündigung ausreiche, schv/er 
erschüttert worden sei, nämlich:
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1. durch den ungerechtfertigten Vorwurf des Be­
truges, den die Klägerin durch Schreiben vom 
19» Mai und durch Strafanzeige vom 7.August 
1959 gegen den Beklagten erhoben habe;

2. durch die Weigerung der Klägerin, dem Beklag­
ten über ihre Abmachungen mit Firma Müf^fc 
Auskunft zu erteilen, obwohl durch die von 
MOfllB an die Klägerin geleistete Abstands­
zahlung in Höhe von 40.000 DM der vorauf­
gehenden Vereinbarung der Parteien vom
24. April 1958, wonach der Beklagte keine 
weiteren Monatsraten mehr bekommen sollte, 
der Boden entzogen worden sei;

3. durch Verschweigen der Vergabe einer Unter­
lizenz nach Finnland, wodurch die Klägerin 
ihrer Vertragspflicht zur Zahlung des Betra­
ges von 5.000 IM an den Beklagten habe ent­
gehen wollen.

Der vom Beklagten ausgesprochenen Kündigung stehe auch 
nicht der Einwand der Vorwirkung entgegen, weil vom Beklag­
ten nicht habe erwartet werden können, daß er die Kündi­
gung vor dem Abschluß des Vorprozesses ausspreche. Zudem 
habe die Klägerin ihre Behauptung, der Beklagte habe sie 
betrogen, nach der Kündigung weiter aufrechterhalten und 
während des Rechtsstreits mehrfach wiederholt.

Endlich könne die Klägerin den Beklagten auch nicht 
unter Berufung auf die von ihr geleisteten Investitionen 
am Vertrage festhalten.

Diese Darlegungen des Berufungsgerichts lassen im 
Srgcbnie, auch unter Berücksichtigung der von der Revision 
erhobenen Angriffe, keinen Rechtsfehler erkennen.

1. Das Berufungsgericht führt als Stütze für sein 
Auslegungeergebnio, wonach die Klägerin vom Beklagten nicht



VJ

-  10 -

das Vollrecht, sondern nur eine Lizenz an seinem Geheim- 
verfahren erworben habe, verschiedene Bestimmungen aus 
den beiden maßgeblichen Verträgen an.

Aua dem Vertrage vom 22. November 1957:

Ziff. I Abs. 5: "Ungeklärt ist noch, ob die obengenannte
Patentanmeldung des Verfahrens des Herrn 
AiflBfczur Erteilung von Schutzrechten 
für ihn führen wird oder nicht. Für den 
Pall der Nichterteilung von Schutzrechton 
für dieses Verfahren vereinbaren die 
Vertragsteile, dieses Verfahren allseits 
als Geheimverfahren 2u behandeln und dem­
gemäß dritten Personen keinerlei Auskunft 
über den Inhalt dieses Verfahrens zu 
geben."

Ziff.III Abs.3: "Auch für den Pall der Nichterteilung von
Schutzrechten für Herrn ist das
B*. S^Bkontor berechtigt, unter Auferle­
gung der Geheimhaltungspflicht dritten 
Personen die Herstellung und den Vertrieb 
nach diesem Verfahren für die einzelnen 
Länder von Kuropa und Afrika zu gestatten...

Ziff. IV: "Dieser Vertrag...läuft solange, als Herrn
Aflfei zeitlich begrenzte Schutzrechte nach 
seinem Verfahren zuatehen, wenn solche er­
teilt werden; im gegenteiligen Pall läuft 
er bis 31. 12. 1967."

Weiterhin führt das Berufungsgericht aus dem Vertrage 
von 8. Oktober 1957, der als Bestandteil des Vertrages 
vom 22. November 1957 aufrechterhalten worden sei, folgende 
Bestimmungen an:
Ziff. 3: "Herr AflBU verpflichtet sich, nach Paten­

tierung seines Verfahrens zur Herstellung 
von Minuten-Heis weder gelbst noch durch 
die Firma E.Meflü DatfHBBl gegen eine 
Herstellung von Minuten-Reis nach diesem 
Verfahren durch das Sflfekontor
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Einspruch zu erheben» Herr tritt
seine Rechte an dem Verfahren keinem 
Dritten in Deutschland ab und verpflich­
tet sicht diese nicht anzubieten oder 
anbieten zu lassen.11

Ziff, 9: "Herr A^ti verpflichtet sich, nach Ab­
schluß dieses Vertrages seine Erfahrungen 
oder sein Verfahren keinem anderen anzu­
bieten oder anbioten zu lassen noch einen 
Lizenzvertrag abzuschließen. Hiervon aus­
genommen ist die Firma und Co.
Ein Lizenzverkauf darf einzig und allein 
an die Firma erfolgen, jedoch mit
der ausdrücklichen Einschränkung, daß die­
se Firma eine Packungsware nicht auf den 
'Markt bringen darf."

a) Der Revision kann nicht gefolgt werden, wenn sie 
meint, das Berufungsgericht habe bei seiner Vertragsausle­
gung wesentliches Vorbringen der Klägerin unberücksichtigt 
gelassen. Insbesondere meint die Revision, die zeitliche 
Überlassung des Geheimverfahrens auf 10 Jahre dürfe nicht 
alc Anzeichen dafür gev/ertet werden, daß keine endgültige 
Rechtsübertragung beabsichtigt gewesen sei. Nach dem nicht 
gewürdigten Vortrag der Klägerin seien die Parteien nämlich 
davon ausgegangen, daß das - schon damals nicht mehr kon­
kurrenzlose: vgl. Verfahren LiHflUM - Geheimverfahren 
ohnehin nach Ablauf von 10 Jahren auch Dritten bekannt und 
dadurch bedeutungslos geworden wäre. Ferner sei die Aus­
wertungs-Vereinbarung von den Parteien dahin verstanden 
worden, daß die Klägerin Minuten-Reis nach Ablauf der 
10 Jahre frei und ohne Vergütung hersteilen dürfe.

Eine ausdrückliche Stellungnahme des Berufungsgerichts 
zu diesem Vorbringen der Klägerin aus ihrem Schriftsatz 
vom 2. Juni 1961 (S.5/6), welche von der Revision vermißt



wird, war aus dem Grunde entbehrlich, weil die beiden Ge­
sichtspunkte ohne Einfluß auf die Entscheidung der strit­
tigen Auolegungsfrage sind. Unterstellt man nämlich mit 
der Revision als Grundvorstellung der Vertragsschließen­
den, daß die Geheimhaltung des Verfahrens allenfalls für 
eine Zeitspanne von 10 Jahren durchführbar sein würde, so 
kann daraus doch rein denkgesetzlich nicht auf das Yorlie- 
gen eines Kaufvertrages geschlossen werden. Denn gerade 
beim Vorliegen einer derartigen Zukunftserwartung konnte 
eine nur befristete Einräumung des Vollrechts an die 
Klägorin woder als notwendig noch als sinnvoll erscheinen. 
Vielmehr hätte man von jener Grundvorstellung aus allen­
falls umgekehrt eine zeitliche Begrenzung des vom Beklag­
ten übernommenen Wettbewerbsverbots (vgl. Ziff. 3 und 9 
des Vertrags vom 8. Oktober 1957) erwarten sollen, wovon 
indes in den Verträgen keine Rede ist.

Die weitere Rüge der Revision geht schon deshalb 
fehl, weil der Parteivortrag des klägerischen Schrift­
satzes vom 2. Juni 1961;

"Vor allem ist Ziffer 4- des Vertrages II, 
von den Parteien auch dahin verstanden wor­
den, daß die Klägerin nach dem 31.Dezember# 
1967 den Minutenreis frei heratellen dürfte, 
ohne irgendeine Vergütung an den Beklagten 
zahlen zu müssen, wenn nicht schon vorher 
die Kaufsumme von DM 40.000 voll bezahlt 
war”

mangels hinreichender Substantiierung der als wahrgenommen 
behaupteten Tatsache keine geeignete Grundlage für die be­
antragte Vernehmung des Zeugen Dr.Vo^P darstellen konnte.

Zum anderen hätte auch dieser Parteivortrag ohne 
weiteres zugunsten der Klägerin als zutreffend unterstellt
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werden können, ohne daß sich damit etwas am Ergebnis 
der vom Berufungsgericht vertretenen Vertragsauslegung 
hatte ändern müssen. Denn die Klägerin hatte noch unmit­
telbar vor diesem Bev/eisantritt von der gemeinsamen Grund­
vorstellung beider Parteien gesprochen, daß das Verfahren 
voraussichtlich ab 31. Dezember 1967 allgemein bekannt 
und daher ungeschützt sein werde, so daß zu diesem Zeit­
punkt niemand mehr, also auch die Klägerin nicht, irgend­
einer Erlaubnis zur Ausnutzung der "Geheimidee" des Be­
klagten bedürfen werde.

Nach dieser eigenen Sachdarstellung der Klägerin er­
gab sich somit die von den Vertragsschließenden (wie hier 
zu unterstellen ist) vertretene Zukunftsorwartung, die 
Klägerin dürfe das Verfahren auch noch nach Ablauf von 
10 Jahren, und zwar dann kostenlos, woiterbenutzen, als 
zwangslose Folgerung aus ihrer, nach demselben ungewürdig- 
ten Schriftsatz ebenfalls zu unterstellenden Grundeinstel­
lung, daß die Geheimhaltung für eine spätere Zeit ohnehin 
nicht mehr durchführbar sein werde. Hingegen können aus 
jener Zukunftserwartung keinerlei Rückschlüsse auf den 
Rechtscharakter der abgeschlossenen Auswertungsverträge 
gezogen werden. Das Berufungsgericht brauchte sich also 
bei seiner Vertragsauslegung mit diesem rechtsunerhoblichen 
Parteivortrag nicht auseinandorzusetzen.

b) Ebensowenig wird die Vertragsauslegung des Beru­
fungsgerichts durch den weiteren Hinv/eis der Revision auf 
Ziff. V Abs.l des Vertrages vom 22. November 1957 erschüt­
tert, worin dem Beklagten für die Zeit nach Erreichung der 
Höchstsumme von 40.000 DM das Recht eingeräumt wird, als 
Miturbeiter in ein festes Anstollungoverh/iltnis bei dor
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Klägerin übernommen zu werden. Das Berufungsgericht brauch­
te entgegen der Meinung der Revision keine Überlegungen 
dazu anzustellen, wie sich dieser Anspruch auf Übernahme 
in das Angestelltenverhältnis mit der auf 10 Jahre be­
fristeten Einräumung eines bloßen Benutzungsrechts an die 
Klägerin (Ziff. IV des Vertrages) vereinbaren lasse. Denn 
gemäß Ziff. V Abs.l a.E. sollte der auf Verlangen des Be­
klagten abzuschließende Anstellungsvertrag ohnehin jeder­
zeit unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 6 Wochen 
zum Kalendervierteljahr kündbar sein. Diese beiden Ver- 
tragstoilen eingeräumte Kündigungsmöglichkeit ist in keiner­
lei Abhängigkeit zur Laufzeit des eigentlichen Lizenzver­
trages (vgl. Ziff. IV) gesetzt worden, so daß es der Klä­
gerin völlig frei gestanden hätte, das Anstellungsverhält­
nis, sei es zum Zeitpunkt der Beendigung des Hauptvertra­
ges , oder auch schon vorher, zu lösen, sei es unabhängig 
von diesem fortzusetzen. - Bedenken gegen die Annahme 
eines bloßen Benutzungsrechtes können jedenfalls aus die­
ser arbeitarechtlichen Nebenabrede nicht hergeleitet werden.

c) Endlich meint die Revision, das Berufungsgericht 
dürfe sich zur Rechtfertigung seiner Auslegung nicht auf 
diejenige Vertragsklausel beziehen, kraft deren es dem 
Beklagten untersagt gewesen sei, das Verfahren noch einmal 
an andere Personen zu geben (Ziff. 9 des Vertrages vom 
8. Oktober 1957)$ denn eine derartige Vertragsbestimmung 
würde bei einem echten Kaufvertrag über ein Geheimverfäh­
ren ebenso wichtig und am Platze sein.

Auch dieser Angriff geht fehl, weil die Revision ver­
kennt, daß die Möglichkeit einer Zurückweisung der Patent­
anmeldung überhaupt erst bei Abschluß des zweiten Vertrages
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vom 22. November 1957 bewußt ins Auge gefaßt worden ist. 
Dort (Ziff. I Abs. 5) ist infolgedessen auch ausdrücklich 
eine beiderseitige Verpflichtung zur Geheimhaltung nie­
dergelegt worden, während es eine gekünstelte, mit dem 
Wortlaut der Ziff. 9 des älteren Vertrages unvereinbare 
Auslegung wäre, aus dieser nicht etwa ein Verbot weiterer 
Lizenzvergaben, sondern eine bloße Geheimhultungsklausel 
herauslesen zu wollen.

Es kann daher kein Rechtsfehler des Berufungsgerichts 
darin erblickt werden, daß es Ziff. 9 des ersten Vertrages 
ala Verzicht des Lizenzgebers, weitere Lizenzen zu verge­
ben, aufgefaßt hat. Zur Unterstützung dieser seiner Ausle­
gung hätte das Berufungsgericht übrigens noch auf weitere, 
insoweit ganz eindeutige Formulierungen des zweiten Ver­
trages Bezug nehmen können, nämlich:
«iff. XI Abs.3: "Für den Fall einer Nichtertellung eines

Patents verpflichtet sich Herr 
für Europa und Afrika keinerlei dritten 
Personen irgendwelche Herstellungs­
land Vertriebsmöglichkeiten zu gestatten 
und, soweit gesetzlich möglich, gegen 
eine Anwendung seines Verfahrens durch 
dritte Personen, notfalls unter Inan­
spruchnahme der Gerichte, einzuschrei­
ten. Die Kosten eines solchen etv/aigen 
Einschreitens hat das B^. S^Pcontor 
zu tragen und zu bevorschussen, dem das 
ausschließliche Recht der Auswertung 
des sehen Verfahrens in Europa
und Afrika zustehen soll.”

Ferner Ziff. VII: "Für das gesamte übrige Ausland (ohne
Europa und Afrika) räumt Herr AJPPP 
hiermit dem Bqpp. S^pkontor ein 
Vorzugsrecht derart ein, daß er dem 
BiQP Si®kontor den Erwerb auch dieser 
Auswertungsrechte, sei es in Form einer
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ausschließlichen Lizenz oder einer aus­
schließlichen Genehmigung, auch in die­
sen Ländern sein Verfahren auszuwerten, 
mit einer Entscheidungsfrist von einem 
Monat anzubioten hat, bevor er. irgend­
welche Auswertungarechte oder -möglich- 
keiten dritten Personen einräurat."

Endlich stoht die vom Berufungsgericht vertretene, vom 
Wortlaut beider Verträge gedeckte Auslegung auch im Ein­
klang mit dem bereits in der Rechtsprechung des Reichsge­
richts anerkennten Brfahrungssatz, daß ein Erfinder oder 
Schutzrechtsinhaber im Palle der Einräumung eines Rechts 
in der Regel von seinem Recht so wenig wie möglich aufgeben 
will (vgl. RO GRUR 1937, 1001, 1002), so daß im Zweifel nur 
die Bestellung eines Benutzungsrechte und nicht die Voll­
übertragung gewollt ist.

Nach alledem ist das Berufungsgericht ohne Verstoß 
gegen die von der Revision angezogenen §§ 286 ZPO, 133» 157, 
433 BGB zu der Würdigung gelangt, daß kein Rechtskauf vor­
liegt, daß also die Parteien mittels ihrer Ausv/ertungaver- 
träge keine Vollabtretung des Geheimverfahrens auf die Klä­
gerin vollzogen haben.

2. Nach den weiteren Ausführungen des Berufungsge­
richte haben die Parteien durch ihr Vertragswerk ein Dauer­
schuldverhältnis untereinander begründet, dessen reibungs­
lose Abwicklung von einer lang andauernden und vertrauens­
vollen persönlichen Zusammenarbeit und;'.einem guten Einver­
nehmen der Parteien abhängig gewesen sei. Die besonders 
onge Verknüpfung der Interessen beider Parteien erblickt 
das Berufungsgericht darin, daß der Beklagte verpflichtet
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gewesen sei, der Klägerin seine besonderen Kenntnisse auf 
dem Gebiet der Herstellung schnellkochenden Reises zur 
Verfügung zu stellen, ferner bei der Errichtung und dem 
Betrieb von FabricationsStätten mitzuwirken und endlich 
nach Erhalt der Lizenzgebühr von insgesamt 40.000 DM der 
Klägerin weiterhin gegen ein Monatsgehalt von 1.000 DM 
zur Verfügung zu stehen.

An dieser Stelle vermißt die Revision den überzeugen­
den Nachweis für ein während der ganzen Vertragsdauer an­
haltendes Vertrauensverhältnis. Jedoch hat das Berufungs­
gericht deutlich genug auf die Besonderheit des Vertrags­
verhältnisses hingewiesen, die darin bestand, daß der Be­
klagte gewisse Vertragsleistungen zu erbringen hatte, die 
sich für ihn erst dann bezahlt machten, wenn die Klägerin 
nicht das in sie gesetzte Vertrauen enttäuschte. Diese 
Leistungen bestanden darin, daß der Beklagte der Klägerin 
nogleich den Inhalt seiner noch nicht auogelegten Patentan­
meldung offenbarte, ihr darüber hinaus unter Überreichung 
von schriftlichen Verfahrensanv/eisungen lückenlosen Auf­
schluß über sein Verfahren gab und ihr während der gesamten 
Dauer des Vertrages laufend als Berater bei der Anwendung 
des Verfahrens zur Verfügung stehen sollte (Ziff. I, II 
des zweiten Vertrages). Er sollte ferner alle zukünftigen 
Verbesserungen mitteilen und hatte eine Mitwirkungopflicht 
bei der Aufstellung von Maschinen, sogar bei Unterlizenz- 
nohmem, übernommen (Ziff. IXX Abs.2, 3).'

Allo diese Leistungen hätten für den Beklagten keine 
weiteren Früchte mehr tragen können, wenn das Gehoimver- 
fuhren durch Treubruch oder Nachlässigkeit der Klägerin 
etwa vorzeitig offenkundig geworden wäre.
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Wenn die Revision meint, diese einzelnen Verpflichtun­
gen des Beklagten könnten nur als Nebenpflichten des Ver­
käufers aus einem Kaufverträge angesehen werden, so über­
sieht sie dabei, daß es sich durchaus nicht um einseitige, 
sondern um beiderseitige Treupflichten handelte. Was zu­
nächst die Geheimhaltung des Verfahrens angeht, so ist of­
fenbar, daß beide Vertragsteile in gleicher Weise von der 
Zuverlässigkeit ihres Partners abhängig waren. Denn auch die 
Klägerin wäre um die Früchte ihrer finanziellen Aufwendungen 
gebracht worden, wenn der Beklagte - etwa nach Empfang der 
Hcichstlizonz - seinerseits einzelne Konkurrenten einge­
weiht, oder gar das Offenkundigwerden des Geheimverfuhrens 
verschuldet hätte. - Weiterhin war nicht nur die Klägerin 
darauf angewiesen, daß der Beklagte seine Aufgabe als ständi­
ger Mitarbeiter und Berater gewissenhaft erfüllte, sondern 
auch der Beklagte mußte sich ohne zeitliche Begrenzung4 
darauf verlassen können, daß die Klägerin ihm den vereinbar­
ten Anteil an etwaigen Auslandslizenzen zukommen ließ. Mose 
letzterwähnte Treupflicht erlangte gesteigertes Gewicht, 
nachdem durch mündliche Absprache vom 24. April 1958 die 
Monatszahlungen eingestellt und nur noch die Beteiligung 
von 5.000.- DM an Auslandslizenzen aufrechterhalten worden 
war.

In Würdigung dieser wechselseitigen Abhängigkeit und 
InteressenverknUpfung hat das Berufungsgericht ohne Rechts- 
irrtum das Vorhandensein eines auf die Bauer abgestellten, 
besonderen Vertrauensverhältnisses bejaht.

Dagegen muß der Revision in diesem Zusammenhang durch­
aus eingerüumt werden, daß die im Berufungaurteil weiterhin
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erwähnte Verpflichtung des Beklagten, der Klägerin nach 
Empfang der Höchstlizenz weiterhin gegen ein Monatsge­
halt von l.OOO.—  DM als Mitarbeiter zur Verfügung zu 
stehon, kaum geeignet ist, die Annahme einer besondere 
vertrauensvollen und engen InteressenverknUpfung zu be­
stärken. Indessen bedurfte es dieser ergänzenden Überle­
gung nicht, weil sich die gegenseitigen Treupflichten be­
reits aus der Natur des Vertrages, insbesondere aus der 
Notwendigkeit ständiger Geheimhaltung des anvertrauten 
Verfahrene durch beide Vertragspartner ergeben.

3. Bei dieser Sachlage ist dem Berufungsgericht fer­
ner d.-.rin beizupflichten, daß ein so stark auf Vertrauen 
beruhendes BauerschuldVerhältnis, wie es der Lizenzver­
trag der Parteien darstellte, beim Vorliegen eines wichti­
gen Grundes vorzeitig gekündigt werden kann. Kraft fest­
stehender Rechtsprechung beschränkt sich diese Möglichkeit 
einer außerordentlichen Kündigung, welche aus dem Rechts­
gedanken der §§ 242, 723 BGB abgeleitet wird, nicht auf 
Schuldverhöltnisse mit gesellschaftsähnlichem Einschlag, 
sondern sie ist auch auf andere Dauerverträge, die auf 
vertrauensvoller Zusammenarbeit beruhen (vgl. RGZ 160,
361, 366; BGH NJW 1951, 836; BB 1953, 691; GRÜR 1959, 384, 
386 - Postkalender; NJW 1963, 1451; Staudinger/Weber 
Anm. A 724 ff zu § 242 BGB), insbesondere auch auf Lizenz­
verträge dieser Art anzuwenden (vgl. RGZ 142, 212, 218;
BGH GRÜR 1956, 93, 95; 1958, 175, 177 - Wendemanschotte; 
GRUR 1959, 616, 617 - Metallabsatz; Benkard, 4.Aufl. Anm. 
29, 42 zu § 9 PatG). - Nach der zuletzt aufgeführten 
Entscheidung des I. Zivilsenats, der sich der erkennende 
Senat anschließt, genügt es für die Zulassung der außer-
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ordentlichen Kündigung, daß die Parteien ein Vertragaver- 
hältnis von längerer Dauer begründet haben, kraft deesen 
sie in eingehender, gegenseitiges Vertrauen voraussetzender 
Weise Zusammenarbeiten wollten. Wie vorstehend dargelegt, 
ist vom Berufungsgericht unangreifbar featgestellt worden, 
daß die Vertragsbeziehung der Prozeßparteien diese Voraus­
setzung erfüllt.

Allerdings meint die Revision, bei gebührender Berück­
sichtigung der Interessen der Klägerin hätte dem Beklagten 
auf Grund des eingetretenen Zerwürfnisses nur ein Leistungs­
verweigerungsrecht im Hinblick auf seine eigenen Mitwir­
kungspflichten, nicht hingegen ein 3echt zur völligen Be­
seitigung des Bauerverhältnisses zugebilligt werden dürfen. 
Hier übersieht die Revision, daß dem Beklagten durch die 
vorgeschlagene Entbindung von seinen Hebenpflichten keiner­
lei Gewähr dafür verschafft werden könnte, daß die Klägerin 
ihrerseits künftig ihre eigenen Dreupflichten, nämlich die 
Geheimhaltung und die Beteiligung des Beklagten an Auslands­
lizenzen, gewissenhaft erfüllen werde.

Ber vorliegende Streitfall rechtfertigt also keine 
Auonahme von der Regel, daß Dauerschuldverhältniase bei 
nachhaltiger Erschütterung der Vertrauensgrundlage fristlos 
gekündigt werden können. Bie von der Revision - zu Unrecht - 
vermißte Abwägung der beiderseitigen Interessen findet 
dann zwangsläufig im Rahmen der weiterhin vorzunehmenden 
Prüfung statt, ob die im konkreten Palle geltend gemachten 
Kündigungsgründe wirklich schwerwiegend genug sind, um das 
Vortragsverhältnis vor der Zeit ganz zu Pall zu bringen.
Das Berufungsgericht iat bei dieser Prüfung, ob ein "wichti­
ger Grund" vorlicge, offensichtlich von dem Grundsatz der
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bisherigen Rechtsprechung ausgegangen, wonach eine ernste 
Erschütterung des Vertrauensverhältnisses eingetreten sein 
muß, und zwar eine Erschütterung solchen Grades, daß 
das Einvernehmen endgültig zerstört und einem der Betei­
ligten die Fortsetzung der Beziehung nicht mehr zumutbar 
ist (vgl. BGH HJW 1951, 836; speziell für Patentlizenz:
RGZ 142, 212, 218; BGH GRUR 1958, 175, 177 - Wendemanschette).

Die Revision wendet eich mit Verfahrensrügen aus 
§ 286 ZPO gegen die Beurteilung des Berufungsgerichts, 
welches nur drei der vom Beklagten angeführten Kündigungs­
gründe behsndelt und jeden einzelnen von ihnen als für sich 
allein ausreichenden wichtigen Grund anerkannt hat. M e  Be­
urteilung des Berufungsgerichts ist jedoch durchaus sachge­
recht und jedenfalls aus Rechtsgründen nicht zu beanstanden.

a) An erster Stelle behandelt das Berufungsgericht 
den Vorwurf des Betruges, der dem Beklagten zu Unrecht im 
Schreiben der Klägerin vom 19» Mai 1959 und in ihrer Straf­
anzeige vom 7. August 1959 gemacht worden sei. Durch dieses 
Verhalten habe die Klägerin das zu einer gedeihlichen 
Abwicklung des Lizenzvertrages notwendige Vertrauensver­
hältnis schuldhaft so schwer erschüttert, daß dem Beklagten 
das Pesthalten am Vertrage nicht mehr zugemutet werden 
könne.

Demgegenüber wiederholt die Revision das Vorbringen 
der Klägerin, sie sei vom Beklagten beim Abschluß der Ver­
trüge nicht darüber unterrichtet worden, daß die Firma 
Brnmm vom Beklagten auch das Recht zur Herstellung von 
unvitrainiertem Minutenreis eingeräumt erhalten hatte.

1
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Sie Revision bemüht sich jedoch insoweit vergeblich, die 
dem Tatrichter vorbehaltene Beweiswürdigung dadurch um­
zustoßen, daß sie der Bekundung des Zeugen F e ^  jeden Be­
weiswert mit der Begründung absprechen möchte, sie sei 
unklar und widerspreche der Aussage des Zeugen Karl A&KB*

Die Revision hat nämlichrridt • darzutun vermocht, daß 
das Berufungsgericht aus der Aussage des Zeugen Fefe etwa 
den Penkgesetzen zuwiderlaufende Schlußfolgerungen gezo­
gen hätte; auch ist es nicht unmöglich, auf Grund der Zeu­
genaussage zu der vom Berufungsgericht getroffenen Fest­
stellung zu gelangen« Infolgedessen läßt die Beweiswürdi- 
gung des Tatsachenrichters keinen Rechtsfehler erkennen.
Vor allem ist es auch nicht zu beanstanden, daß der Vorder­
richter die Aussage des Zeugen Karl A & B  deshalb als wert­
los behandelt hat, weil er an der fraglichen Besprechung 
vom 8. November 1937 in H f l B m  gar nicht persönlich teil­
genommen hatte, sondern darüber nur vom Hörensagen berich­
ten konnte.

Hiernach ist für die Revisionsinstanz die tragende 
Feststellung des Berufungsgerichts, die Klägerin habe spä­
testens beim Abschluß des zweiten Vertrages genau über den 
Umfang der Rechte der Firma BdMttm Bescheid gewußt, als 
bindend zugrundezulegen. Paraue folgt, daß der von der 
Klägerin brieflich und in Form einer Strafanzeige erhobe­
ne Vorwurf, der Beklagte habe sie in diesem Funkte betro­
gen, unzutreffend war. - Ob dem Berufungsgericht auch in­
soweit beizutreten ist, als es einen selbständigen Kündi­
gungsgrund ferner darin erblickt, daß die Klägerin ihren 
früheren Vorwurf mehrfach während des vorliegenden Rechte-

*
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streits wiederholt hat, kann auf sich beruhen.

b) Ebenso eindeutig ist die Rechtslage insofern, als 
die Klägerin eine Unterlizenz nach Finnland vergeben, die­
se aber dem Beklagten - laut ausdrücklicher Feststellung 
im Berufungsurteil - zu dem Zwecke verschwiegen hat, um 
der Bezahlung des diesem vertraglich geschuldeten Betrages 
von 5.000.—  DM zu entgehen.

Hierzu bittet die Revision um Nachprüfung, ob nicht 
das Verhalten der Klägerin bei Vergabe der Unterlizenz 
für Finnland deshalb gerechtfertigt gewesen sei, weil die 
Klägerin gegen den Beklagten hohe SchadenseraatzansprÜche 
aus Täuschung beim Vertragsabschluß habe geltend machen 
können. Bei dieser besonderen Sachlage sei es entschuld­
bar gewesen, daß man dem Beklagten keine Mitteilung ge­
macht habe, zumindest könne er nach Treu und Glauben die 
unterbliebene Mitteilung nicht zum Anlaß einer fristlosen 
Kündigung nehmen.

Dieser Gedankengang der Revision krankt in erster 
Linie daran, daß er von der Voraussetzung einer arglisti­
gen Täuschung von seiten des Beklagten ausgeht, also von 
einem Sachverhalt, der mit den für das Revisionsgericht 
bindenden tatsächlichen Feststellungen des Berufungsge­
richts unvereinbar ist.

Zum anderen hat bereits das Berufungsgericht zutref­
fend darauf hingewiesen, daß das Unterlassen einer ver­
traglich geschuldeten (vgl. Ziff. V Abs.2 Satz 2 des 
zweiten Vertrages) Anzeige ^welche naturgemäß mit der 
Unterlassung der geschuldeten Gutschrift Hand in Hand
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gingj7  nicht durch das vermeintliche Vorhandensein einer 
abrechenbaren Gegenforderung gerechtfertigt werden kann. 
Vielmehr lag für den Beklagten nunmehr die Befürchtung 
nahe, daß sich dieses vom Berufungsgericht mit Grund als 
"unkorrekt" bezeichnete Verhalten der Klägerin bei der 
Vergabe weiterer Auslandslizenzen wiederholen könne.

Der Revision kann auch nicht in ihrer weiteren Überle­
gung gefolgt werden, der Pall "Finnland" dürfe unter dem 
Gesichtswinkel nicht als wichtiger Grund star fristlosen 
Kündigung gewertet werden, weil die Klägerin für Entwick­
lungsarbeiten bereits über 51.000.—  UM investiert gehabt 
hätte und es daher für sie unzumutbar gewesen sei, ihren 
durch die arglistige Täuschung verursachten Schaden durch 
Bezahlung weiterer Lizenzgebühren noch zu erhöhen. Dem 
ist entgcgenzuhalten, daß der aus Ziff. V Abs.2 des Ver­
trages geschuldete Betrag für Vergabe einer Unterlizenz 
ins Ausland (ganz abgesehen davon, daß sich die Annahme 
einer arglistigen Täuschung nicht mit der Feststellung * 
des Berufungsgerichts vereinbaren läßt) in keinerlei recht­
lichem oder tatsächlichem Zusammenhang mit den Aufwendun­
gen steht, welche die Klägerin zur Errichtung einer Eigen­
produktion in Deutschland geleistet hat.

Endlich würde es allgemeinen Grundsätzen unserer 
Rechtsordnung (vgl. etwa § 229 BGB) zuwiderlaufen, wenn 
einem Lizenznehmer, der sich nicht zur Lossagung vom Ver­
trage gemäß § 123 BGB entschließen kann, ein Selbsthilfe­
recht in dem Sinne zugebilligt würde, daß er durch treu­
widriges Verschweigen abgabepflichtiger Geschäfte einen

4

Teil seiner Investitionen hoimldjoh auf den LizenzgeberIubr/älzen könnte. j
lI
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c) Nicht durchgreifend sind endlich auch die Bedenken, 
welche von der Revision gegen den dritten vom Berufungsge­
richt anerkannten Kündigungsgrund geltend gemacht werden. 
Hier geht das Berufungsgericht davon aus, daß der Beklagte 
kraft mündlicher Vereinbarung vom 24. April 1958 auf weitere 
laufende Zahlungen der Klägerin verzichtet habe, nachdem 
ihn diese erklärt hatte, sein Verfahren könne in Deutschland 
nicht nehr verwertet werden, weil bereits die Birma 
einen Rinutenreis auf den Markt bringe. Dieser Absprache 
sei, oo fährt das Berufungsurteil fort, nachträglich da­
durch der Bogen entzogen worden, daß es der Klägerin am 
9.Oktober 1956 gelungen sei, die Firma zu einer Ab­
standzahlung von 40.000.—  DM für die Rechte, welche die 
Klägerin vom Beklagten erworben hatte, zu bewegen. Der Be­
klagte habe nunmehr ein Anrecht darauf gehabt, von dieser 
wesentlichen Änderung der Geschäftsgrundlage unterrichtet zu 
werden, weil dadurch seine Vergütungsansprüche wieder aufleb­
ten oder zumindest wieder aufleben konnten. Die Weigerung 
der Klägerin, dem Beklagten über ihre Abmachungen mit M ü 4 ^  
Auskunft zu erteilen, berechtige den Beklagten zur außer­
ordentlichen Kündigung.

Dieoe Ausführungen des Berufungsurtoils sind im Ergebnis 
nicht zu beanstanden. Das Berufungsgericht geht offensicht­
lich davon aus, daß die Vereinbarung der Parteien vom 
24. April 1958 Vergleichocharakter gehabt habe. Gemäß 
§ 779 BGB ist ain Vertrag, durch den ein Streit oder die Un­
gewißheit der Parteien über ein Rechtsverhältnis im Wege 
gegenseitigen Nachgebens beseitigt wird, unwirksam, wenn 
der nach dem Inhalto des Vertrages als feststehend zugrundo- 
gelegtc Sachverhalt der Wirklichkeit nicht entspricht und

(i
I
>
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dor Stroit oder die Ungewißheit bei Kenntnis der Sachlage 
nicht entstanden sein würde. Ob ausgehend von dieser recht­
lichen Beurteilung die Klägerin allein in Nachwirkung des 
geschlossenen Vergleichs verpflichtet gewesen wäre, den 
Beklagten von 3ich aus über den Eintritt einer "wesentli­
chen Änderung der Geechäftsgrundlage" zu unterrichten, wie 
das Berufungsurteil offenbar meint, mag dahinstehen. Denn 
im vorliegenden Pall führte die Vereinbarung vom 24. April 
1958 nicht zu einer Beendigung der Vertragsbeziehung, son­
dern nur zu einer Inhaltsänderung des im übrigen weiterbe­
stehenden Dauerschuldverhältnisses. Aus diesem bestehenden 
Vertrauens- und Treueverhältnis heraus ergab sich für die 
Klägerin die Verpflichtung, ihren Partner über Tatsachen 
zu unterrichten, die dieser nicht oder nicht hinreichend 
kannte und deren (richtige) Kenntnis mit hoher Wahrschein­
lichkeit für dessen Y/illensbildung bedeutungsvoll sein 
mußte, wobei die Klägerin ihrerseits die Auskunft unschwer 
erteilen konnte. - Zu dieser Offenbarungs- bzw. Mitteilungs­
pflicht als Nebenpflicht aus einem bestehenden Vertrauens­
und Treueverhältnis vgl. RG JV/ 1935, 506; BGB BB 1958,
321; BB I960, 114; NJW 1954, 70; Staudinger-Wcber Anm. A 829 
ff zu § 242 BGB). Die Klägerin hat in besondere hohem Maße 
gegen ihre vertragliche Treupflieht verstoßen, indem sie den 
Beklagten zunächst nicht vom Abschluß ihres Vertrages vom 
9. Oktober 1958 in Kenntnis setzte und sodann, als der Be­
klagte selber etwas gehört hatte und Auskunft verlangte, 
ihm sogar eine falsche Auskunft erteilte. Denn ausweislich 
des Tatbestandes des Berufungsurteils (BU S.4) hat die Klä­
gerin nicht bloß eine "Weigerung, dem Beklagten über ihre 
Abmachungen mit Auskunft zu erteilen" (so BU S.20)
ausgesprochen, sondern sie hat dem Beklagten auf Anfrage
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noch am IX. Dezember 1958 geschrieben, sie verbitte eich, 
daß sich der Beklagte in "schwebende Vertragsverhandlungen" 
einmische. Dieser Brief enthielt insofern eine unzutreffen­
de Darstellung, als sich die Klägerin bereits am 9«Oktober 
1958, also vor ihrem Brief an den Beklagten, mit Müller 
geeinigt hatte. Dieses treuwidrige Verhalten der Klägerin 
hatte für den Beklagten z.B. die unangenehme Folge, daß 
er von der Firma unversehens am 13. April 1959 mit
einer Klage auf Übertragung der Patentanmeldung überzogen 
wurde. Wenngleich der Beklagte in jenem Prozeß 3011/59/F 
beim Landgericht Nürnberg-Fürth später obsiegte, so hat doch 
das Berufungsgericht das voraufgehende Verhalten der Kläge-

v «rin ohne Rechtsverstoß als hinreichenden Grund zur außer­
ordentlichen Kündigung des Lizenzvertrages gewürdigt.

4. Den von der Klägerin erhobenen Jöinwand, der Beklagte 
habe sein Recht zur fristlosen Kündigung jedenfalls durch 
verspätete Geltendmachung verwirkt, hat das Berufungsgericht 
für unbegründet erachtet, weil die Klägerin aus dem Verhal­
ten des Beklagten nicht den Bindruck habe gewinnen können, 
er werde von seinem außerordentlichen Kündigungsrecht kei­
nen Gebrauch machen. Denn es sei durchaus verständlich ge­
wesen, daß der Beklagte mit der Ausübung seines Kündigungs­
rechtes bis zum rechtskräftigen Abschluß des Vorprozesseo 
(3 0 745/58 » 6 D 1318/59) zuwartote. Auch stünden die Auf­
wendungen, welche die Klägerin in Höhe von angeblich 
51.326.—  DH für die Weiterentwicklung des Verfahrens ge- 
nncht habe, der Zulässigkeit der Kündigung nicht entgegen.

Der aus § 242 BGB abgeleitete Verwirkungseinwand be­
ruht auf der Erwägung, daß die Ausübung eines Forderungo-



oder Gestaltungsrechts gegen Treu und Glauben verstoßen 
kann, falls der Hechtsinhabor solange gezögert hat, daß 
die Gegenseite bei verständiger Würdigung der Gesamtum- 
ntünde darauf vertrauen durfte, daß jener von der Geltend­
machung seines Rechts absehen werde. Insbesondere bei 
Bauerschuldverhältnisson kann die Frage, ob die Bindung 
bestehen bleiben oder vorzeitig ihr Ende finden soll, in 
der Regel nicht unbegrenzt in der Schwebe bleiben (vgl.
RG JW 1936, 2346); es ist daher zu verlangen, daß das 
Recht zur außerordentlichen Kündigung eines Bauervertrages 
binnen "angemessener1' Frist ausgeübt wird (vgl. BGH NJW 
1931, 836). BaB gilt im besonderen auch für einschlägige 
Lizenzverträge, bei denen das Recht zur fristlosen Kündi­
gung anerkanntermaßen dadurch verwirkt werden kann, daß 
seine Geltendmachung in unbilliger Weise hinausgezögert 
worden ist (so RG GRUR 1932, 592, 596). Von welchem Zeit­
punkt an eine Kündigung als unangemessen verspätet ange­
sehen und folglich das Recht zur Kündigung als verwirkt 
angesehen werden muß, kann allerdings niemals allgemein, 
sondern jeweils nur anhand der besonderen Umstände des ein­
zelnen Falles entschieden werden.

Im vorliegenden Falle rügt die Revision die Nichtan­
wendung des Verwirkungsgedankens und weist darauf hin, 
daß der Beklagte bereits im Jahre 1939 Kenntnis von allen 
im Berufungsurteil behandelten Kündigungsgründen gehabt 
habe. Barum hätte er nach Treu und Glauben im Zeitpunkt 
seiner Kündigung - 4. Juni I960 - auf diese alten Vorgänge 
nicht mehr zurückgreifen dürfen.

Bieser Angriff der Revision kann keinen Erfolg haben, 
weil dabei die historische Entwicklung des Vertragsverhält-
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nisses dor Parteien unberücksichtigt gelassen wird. In 
der Zeit zwischen dem Schreiben der Klägerin vom 19.Mai 
1959* welches zum ersten Mal den Vorwurf des Betruges 
enthielt, und dem Kündigungsschreiben des Anwalts des 
Beklagten vom 4* Juni I960 hat sich nämlich nach den 
Feststellungen des Berufungsgerichts folgendes zugetragen:

a) Ausgehend von einem Zahlungsbefehl des Beklagten vom 
9.Oktober 1958 war zwischen den Parteien am Landge­
richt München der Zivilprozeß 3 0 745/58 anhängig ge­
worden, der erst durch Urteil des Oberlandesgerichts 
München vom 17. März I960 seinen Abschluß fand.

b) Am 13. April 1959 wurde der Beklagte von der Firma 
Müller als Rechtsnachfolgerin der Klägerin auf Über­
tragung der Patentanmeldung verklagt. Dieser Rechts­
streit 3 0 ll/59/P wurde durch ein Urteil des Land­
gerichts Nürnberg-Fürth vom 8. Juli 1959 abgeschlossen.

c) Am 22* April 1959 hatte der Beklagte die Firma R.Me^p 
als seine bisherige Treuhänderin auf Übertragung der . 
Patentanmeldung verklagt, weil die Treuhänderin Zweifel 
geäußert hatte, ob nicht die Rechte aus der Patent­
anmeldung auf Grund der Verträge vom 8.Oktober/22.No­
vember 1957 auf das BQpp. S^pkontor, a*fi0 die 
jetzige Klägerin, übergegangen seien. - Dieser Rechts­
streit 2/6 0 78/59 wurde durch Urteil des Landgerichts 
Frankfurt/lföain vom 15. Juliv 1959 zugunsten des Be­
klagten abgeschlossen.

d) Am 7* August 1959 erstattete die Klägerin Strafanzeige 
gegen den Beklagten wegen Betruges. Das Ermittlungsver­fahren wurde durch Verfügung der Staatsanwaltschaft 
Nürnberg vom 22. November I960 eingestellt.
Allo diese Vorgänge waren dem Berufungsgericht vor­

getragen worden; es hat auch die bezeichneten Gerichtsakten 
beigezogon und aus der Gesamtheit der Vorkommnisse irrtums- 
froi die Schlußfolgerung gezogen, daß die Klägerin vor dem 
rechtskräftigen Abschluß des Vorprozesses (vgl. den ähnli­
chen Rechtagednnken in BAG 2, 1, 5/6) keinen Anlaß zu der
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Erwartung hatte, der Beklagte werde von seinem Kündigungs­
recht keinen Gebrauch machen. Biese Würdigung wird noch 
durch die Überlegung bekräftigt, daß sich der Beklagte 
in der Zwischenzeit nicht nur in einem, sondern gleich 
in mehreren Verfahren gegen Angriffe zur Wehr setzen 
mußte, die entweder unmittelbar oder mittelbar auf die 
Klägerin zurückgingen*

Aus entsprechenden Überlegungen kann eine Verwirkung
auch für die übrigen Kündigungagründe nicht anerkannt
werden. Hinsichtlich der verschwiegenen Finnland-Lizenz
ist aus den Akten 3 0 745/58 des Landgerichts München zu
entnehmen, daß die Klägerin die dahingehende Behauptung
des Beklagten erst in ihrer Berufung«erwiderung vom
17* Oktober 1959 zugestanden hat. Ber Beklagte vermutete

%

daraufhin, es seien ihm noch weitere Auslandslizenzen 
verschwiegen worden, und er stellte deshalb einen Klage­
antrag auf Auskunftserteilung. Diesem Antrag hat das Ober­
land esgcricht München stattgegeben (vgl. I, 5 des Urteils 
vom 17. März I960). Biese Brozeßgeschichte läßt erkennen, 
daß dem Beklagten hinsichtlich dieses Kündigungsgrundes 
sogar im besonderen Maße eine überlegungsfrist bis zum 
Abschluß des Vorprozesses und bis zur Auskünfteerteilung 
zugebilligt v/erden mußte. - Für den dritten Kündigungs­
grund, nämlich die unterlassene Mitteilung vom Abschluß 
mit Müller, ist zu berücksichtigen, daß die Firma Müller 
ihren Vertrag mit der Klägerin wegen arglistiger Täuschung 
angefochten und auf Rückzahlung der Abfindung geklagt 
hatte. Dieser Rechtsstreit 7 0 151/59 war von August 1959 
bis zum Erlaß des Urteils vom 12. Januar I960 am Land­
gericht München I anhängig« Auch hier war dem Beklagten 
nicht zuzumuten, sich vor der gerichtlichen Klärung der
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streitigen Rechtsbeziehung MUimi ./• Sd^kontor
endgültig über sein eigenes Vorgehen schlüssig zu werden.

Der Hinweis der Klägerin auf ihre Vertragsinvestitio­
nen ist für die Beurteilung des Verwirkungseinwandes 
schließlich ohne Bedeutung, weil sie selber nicht behaup­
tet hat, durch die Hinauszögerung der Kündigung zu weiteren 
Aufwendungon veranlaßt worden zu sein.

Nach alledem ist das Berufungsgericht einwandfrei zu 
dem Ergebnis gelangt, daß der Beklagte den Lizenzvertrag 
der Parteien erfolgreich aus wichtigen Gründen gekündigt 
hat, und es hat daher zu Recht die bereits im Urteil des 
Landgerichts ausgesprochene Abweisung der negativen Fest­
stellungsklage der Klägerin aufrechterhalten.

III. Darüber hinaus hat das Berufungsgericht der Klä- 
gerin auch den erst durch Hilfsantrag während der Berufungs­
instanz geltend gemachten Anspruch auf Rückzahlung eines 
Betrages von 10.000.—  DM aberkannt.

Diesen Hilfsantrag hatte die Klägerin wie folgt begrün­
det: Vertragsgemäß hätte sie dem Beklagten für die zehnjähri­
ge Überlassung seines Geheimverfahrena 40.000.—  DM bezah­
len müssen. Da das Vertragsverhältnis durch die außerordent­
liche Kündigung bereits nach 2 1/2 Jahren aufgelöst worden 
sei, so habe der Beklagte als anteilige Vergütung nur
10.000.—  DM zu beanspruchen, so daß er ihr von den bereits 
empfangenen 20.000.—  DM den mit dem Hilfsantrag geforder­
ten Betrag von 10.000.—  DM zu erstatten habe.
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Nach der Auffassung des Berufungsgerichts läßt sich 
die von der Klägerin geforderte Aufteilung der Höchstli­
zenz von 40.000.—  DM in 10 gleiche Jahresraten von je
4.000. —  DM nicht mit den Zahlungsbedingungen der Ver­
träge, welche monatliche Raten von 1.000.—  DM vorschrie- 
ben, vereinbaren. Zudem habe die Klägerin bisher nicht
20.000. —  DM, sondern nur 18.500.—  DM abgeführt. Hiervon 
seien 5.000.—  DM als Vertragsanzahlung und weitere
5.000. —  DM für die Unterlizenz Finnland zu verrechnen. 
Infolgedessen habe der Beklagte an laufenden Lizenzge­
bühren nur 8.500.—  DM, d.h. selbst nach der eigenen Be­
rechnungsweine der Klägerin nicht zuviel, sondern 1.500.-DM 
zu wenig erhalten.

Hieran beanstandet die Revision, dafi das Berufungs- 
goricht Monatsraten von 1.000.—  DM statt Jahresraten von
4.000. —  DM zugrundegelegt habe; für eine solche ungewöhnli­
che Auslegung eines Lizenzvertrages fehle es an einer 
stichhaltigen Begründung. Überdies hätte der zweite Be­
trag von 5-000.—  DK für die Finnland-Lizenz nicht abge­
zogen werden dürfen, da die Klägerin insoweit mit ihren 
Schadensersatzansprüchen aufgerechnet habe.-Auch in diesem 
Streitpunkt ist dem Berufungsgericht im Ergebnis beizu­
treten.

Das Berufungsgericht hat bei der Prüfung der Frage, 
ob und in welchem Umfang der Beklagte zur Rückzahlung der 
von der Klägerin empfangenen Beträge verpflichtet sei, 
unmittelbar auf den Willen der Parteien abgestellt. Da­
bei hat os, wie seinen Darlegungen insgesamt zu entnehmen 
ist, die ursprünglichen Verträge der Parteien dahin aus- 
golegt, daß der Beklagte nur zur Erstattung solcher Betrüge
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verpflichtet sein würde, welche sich der Sache nach als 
eine Vorausleistung auf die spätere Zeit nach dem Wirksam­
werden der vorzeitigen Kündigung darsteilten.

Bei der Anwendung dieses von der Revision an sich nicht 
angegriffenen Grundgedankens gelangt das Berufungsgericht 
allerdings im Gegensatz zur Auffassung der Revision zu der 
Würdigung, daß - ausgehend von Vertragszahlungen in Höhe 
von insgesamt nur 18.$00.—  DM - überhaupt keine erstat- 
tungsfühige Vorauszahlung gegeben sei.

Von den geleisteten Zahlungen hat nämlich das Beru­
fungsgericht zunächst einen Teilbetrag von $.000.—  DM ab­
gezogen, der gemäß Ziff. 7 des ersten Vertrages als Pauschale 
zu leisten gewesen sei.Diesem Teil der Urteilsgründe ist 
die tatrichterliche Auslegung des Lizenzvertragswerks zu 
entnehmen, daß die Anzahlung von $.000.—  DM dem Lizenz­
geber unabhängig von der tatsächlichen Dauer der Vertrags­
beziehung verbleiben solle. Diese Auslegung ist von der Re­
vision nicht angegriffen worden; sie steht zum Wortlaut der 
beiden Verträge, insbesondere zu dem der Ziff. 7 des ersten 
Vertrages nicht im Widerspruch und läßt auch sonst keinen 
Rechtsfehler erkennen. - Ms handelt sich insoweit um dassel­
be Auslegungsproblem wie in dem Urteil des BGH in GRUR 1961, 
27 - Holzbauträger -, wo ebenfalls ein Anspruch auf Rückzah­
lung eines derartigen Pauschalbetrages kraft Parteiv/illene 
als unbegründet angesehen worden ist.

Übrigens hätte das Berufungsgericht sowohl hinsichtlich 
des bisher erörterten Teilbetrages als auch wogen des recht­
lichen Schicksals deB ganzen Hilfsantrages gar nicht auf 
die ursprünglichen Verträge zurückzugreifen brauchen, sondern

j
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go hätte sich dabei allein auf die spätere Vereinbarung 
der Parteien vom 24. April 1958 stützen können.

Diese Vereinbarung besagte nach der Peststellung im 
Urteil des Oberlandesgerichts München vom 17.März I960 - 
6 U 1318/59 -* die sich das Berufungsgerucht zu eigen ge­
macht hat, Zweierlei: Bratens sollten die ab 1. November 
1957 auf genommenen Monatszahlungen in Höhe von l.OOO.—  DM 
ab Ende Juli 1958 ihr Ende finden. In Erfüllung dieser 
geänderten Zahlungsabrede hat die Klägerin dann entspre­
chend dem Urteilsausspruch vom 17. März I960 an den Be­
klagten nur noch den bis Ende Juli 1958 geschuldeten Rest­
betrag abgeführt. - Bs wäre sonach mit der Natur der Ver­
einbarung vom 24. April 1958, duroh die Leistungen für die 
weitere Laufzeit des Lizenzvertrages ausdrücklich ausge­
schlossen wurden, geradezu unvereinbar, dennoch einen Teil 
der weit vor dem Kündigungstermin vom 4. Juni I960 erbrach­
ten Monatazahlungen als Vorausleistung für die zukünftige, 
rund zwei Jahre danach liegende Benutzungszeit zu be­
handeln.

Zum anderen besagte die neue Zahlungsabrede vom 
24. April 1958, daß die ursprüngliche Verpflichtung der 
Klägerin, von jeder vergebenen Auslandslizenz 5.000.—  DM 
an den Beklagten abzufUhren, nunmehr unabhängig von der 
ehemals in Monatsraten abzutragenden Höchstlizenz von 
40*000.- DM fortbestehon sollte. Dementsprechend ist die 
Klägerin vom Oberlandesgericht München im erwähnten Vor­
prozeß 6 U 1318/59 weiterhin verurteilt worden, an den Be­
klagten in Zusammenhang mit der Pinnland-Lizenz eine Ver­
gütung von 5.000.—  DM zu bezahlen. Wie die Klägerin sel­
ber in erster Instanz vorgetragen hat (vgl. Schriftsatz
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vom 12. August 19<*0, S. 13, sowie Landgerichtsurteil S.19), 
hat sie diesen Urteilsbetrag an den Beklagten "bezahlt". 
Infolgedessen wäre es schon mit Rücksicht auf die §§ 362, 
366 BGB ausgeschlossen, diese zwecks Tilgung einer ganz 
bestimmten Schuld erbrachte Leistung nachträglich als 
cino Vorauszahlung auf die zukünftige, erst nach der Kün­
digung vom 4. Juni I960 zu erwartende Lizenzauswertungc- 
zeit umzudeuten. Soweit sich die Revision demgegenüber 
ferner darauf beruft, daß die Klägerin gegen die Forderung 
von 5.000.—  MI durch Schriftsatz vom 2. Juni 1961 mit 
"Schadensersatzansprüchen...(aus) arglistiger Täuschung"
aufgerechnet habe, verkennt sie sowohl, daß derartige %Schadenersatzansprüche nach dem Berufungsurteil nicht 
bestanden, als auch, daß die Aufrechnungserklärung als 
solche zu spät kam, weil die Klägerin ihre Schuld von
5.000.—  MI bereits bezahlt hatte.

Geht man, wie geschehen, von der letzten Zahlungsab­
rede vom 24. April 1958 aus, so können die Geldzahlungen 
in Höhe von 8.500.—  MI, welohe nach Abzug der beiden Son- 
derbeträge von je 5.000.—  DM verbleiben, keinesfalls als 
Vorausleistung auf den nach dem Kündigungatag erwarteten 
Vertragszeitraum angesehen werden.
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Die Revision war daher mit Kostenfolge aus § 97 ZPO 
zurückzuweisen.

Dr.Nastelski Bock Löscher Spengler Schneider
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